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1.  Corona-Sonderzahlungen an Arbeitnehmer 
steuer- und sozialversicherungsfrei

Das Bundesfi nanzministerium (BMF) räumt Arbeitgebern die Mög-
lichkeit ein,  ihren Beschäftigten Beihilfen und Unterstützungen bis 
zu einem Betrag von 1.500 € im Jahr 2020 steuerfrei auszuzah-
len oder als Sachleistungen zu gewähren. Erfasst werden Sonder-
leistungen, die die Beschäftigten zwischen dem 1.3.2020 und dem 
31.12.2020 erhalten. 

Voraussetzung ist jedoch, dass die Beihilfen und Unterstützungen 
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn geleistet und 
die steuerfreien Leistungen im Lohnkonto aufgezeichnet werden. 

Vom Arbeitgeber geleistete Zuschüsse zum Kurzarbeitergeld bzw. 
Zuschüsse, die der Arbeitgeber als Ausgleich zum Kurzarbeitergeld 
wegen Überschreitens der Beitragsbemessungsgrenze leistet, fallen 
nach Angaben des BMF nicht unter diese Steuerbefreiung. Andere 
Steuerbefreiungen und Bewertungserleichterungen bleiben hiervon 
unberührt. Die Beihilfen und Unterstützungen bleiben auch in der 
Sozialversicherung beitragsfrei.

Nachdem nicht nach Berufen getrennt werden kann, gilt die Steu-
erfreiheit für alle Zulagen bis insgesamt 1.500 € über dem verein-

barten Arbeitslohn, die zwischen dem 1.3.2020 und 31.12.2020 aus-
bezahlt werden. 

2.  Steuerliche Maßnahmen zur Berück-
sichtigung der Auswirkungen durch 
das Corona-Virus

Weltweit und im gesamten Bundesgebiet richtet der Corona-Virus 
beträchtliche gesundheitliche und wirtschaftliche Schäden an, 
deren Auswirkungen viele Menschen und Unternehmen hart tref-
fen. Den Geschädigten kommt das Bundesfi nanzministerium (BMF) 
durch steuerliche Maßnahmen zur Vermeidung unbilliger Härten 
entgegen. Dazu gehören: 

Die nachweislich und nicht unerheblich betroffenen Steuerpfl ichti-
gen können bis zum 31.12.2020 unter Darlegung ihrer Verhältnisse 
Anträge auf Stundung der bis zu diesem Zeitpunkt bereits fälligen 
oder fällig werdenden Einkommen-, Körperschaft- und Umsatzsteu-
er sowie auf Anpassung der Vorauszahlung auf die Einkommen- 
und Körperschaftsteuer stellen. Eine Lohnsteuerstundung ist nicht 
möglich. 

Auf die Erhebung von Stundungszinsen wird i. d. R. verzichtet. 
Anträge auf Stundung der nach dem 31.12.2020 fälligen Steuern 
sowie auf Anpassung der Vorauszahlungen für Zeiträume nach dem 
31.12.2020 sind jedoch besonders zu begründen.

Wird dem Finanzamt bekannt, dass der Steuerpfl ichtige unmittelbar 
und nicht unerheblich betroffen ist, soll bis zum 31.12.2020 auch 
von Vollstreckungsmaßnahmen abgesehen werden. In diesen Fällen 
sollen die ab dem 19.3.2020 bis zum 31.12.2020 verwirkten Säum-
niszuschläge für diese Steuern zum 31.12.2020 erlassen werden. 

Das Finanzamt kann, bei Kenntnis veränderter Verhältnisse hinsicht-
lich des Gewerbeertrags für den laufenden Erhebungszeitraum, die 
Anpassung der Gewerbesteuer-Vorauszahlungen veranlassen. Das 
gilt insbesondere für die Fälle, in denen das Finanzamt Einkommen-
steuer- und Körperschaftsteuer-Vorauszahlungen anpasst. Auch hier 
können betroffene Steuerpfl ichtige bis zum 31.12.2020 unter Dar-
legung ihrer Verhältnisse Anträge auf Herabsetzung des Gewerbe-
steuermessbetrages für Zwecke der Vorauszahlungen stellen. 
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Etwaige Stundungs- und Erlassanträge für die Gewerbesteuer sind 
an die Gemeinden und nur dann an das zuständige Finanzamt zu 
richten, wenn die Festsetzung und Erhebung der Gewerbesteuer 
nicht den Gemeinden übertragen worden ist. 

Einige Landesfi nanzbehörden sehen zusätzlich zu den steuerlichen 
Hilfsmaßnahmen des BMF auch unterschiedliche Erleichterungen im 
Bereich der Umsatzsteuer vor. 

3.  Hilfsprogramme zur Bewältigung 
der Corona-Auswirkungen

Neben den steuerlichen Erleichterungen für die von der Corona-Vi-
rus-Epidemie Betroffenen wurden weitere Maßnahmen in die Wege 
geleitet, die es Unternehmen erleichtern sollen, durch die Krise zu 
kommen. Dazu gehören:

Kurzarbeitergeld: Für den Erhalt der Arbeitsplätze wurde die Kurz-
arbeiter-Regelung angepasst. Betroffene Unternehmen können sich 
Lohnkosten und Sozialabgaben von der Bundesagentur für Arbeit 
erstatten lassen. Anfallende Sozialversicherungsbeiträge für ausge-
fallene Arbeitsstunden werden zu 100 % erstattet. Leiharbeitnehmer 
sind künftig eingeschlossen und es müssen nur 10 % der Beschäf-
tigten von Kurzarbeit betroffen sein, damit die Regelungen greifen.

Liquiditätshilfen durch KfW-Kredite: Zur Ausstattung der durch die 
Corona-Krise unverschuldet in Finanznöte geratenen Unternehmen 
mit Finanzmitteln erweiterte die Bundesregierung die bestehenden 
Programme für Liquiditätshilfen, um den Zugang der Unternehmen 
zu günstigen Krediten zu erleichtern. Detaillierte Informationen zu 
den Krediten gibt Ihnen Ihre Hausbank. Einen Überblick fi nden Sie 
auf www.kfw.de.

Liquiditätshilfen durch Zuschüsse:  Neben den KfW-Krediten kön-
nen Kleinstunternehmen, sog. Solo-Selbstständige und Künstler – 
unter weiteren Voraussetzungen z. B. bei Existenzbedrohung, Liqui-
ditätsengpass – auf Förderprogramme des Bundes und der einzelnen 
Bundesländer in Form von Zuschüssen zugreifen. Dabei dürfen die 
jeweiligen Unternehmen vor März 2020 nicht in wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten gewesen und der Schadenseintritt muss nach dem 
11.3.2020 erfolgt sein. Der Zuschuss des Bundes für Betriebe, die bis 
zu 5 Mitarbeiter beschäftigen, beträgt zunächst bis 9.000 € bzw. für 
Betriebe bis zu 10 Mitarbeitern bis 15.000 € für drei Monate. Eine 
Bedürftigkeitsprüfung erfolgt nachträglich. Neben den Bundeszu-
schüssen kann auf Zuschussprogramme aus den jeweiligen Bundes-
ländern in unterschiedlicher Ausprägung zugegriffen werden.

Bitte beachten Sie! Die Soforthilfe des Bundes kann nach den der-
zeitigen Regelungen nur noch bis zum 31.5.2020 beantragt werden. 
Für Landesprogramme gelten ggf. abweichende Fristen.

Export: Für die Exportwirtschaft will der Bund mit Garantien (sog. 
Hermesdeckungen) eine fl exible, effektive und umfassende Unter-
stützung bereitstellen.

Sozialversicherungsbeiträge: Sozialversicherungsbeiträge dürfen – 
auf Antrag – dann gestundet werden, wenn die sofortige Einziehung 
mit erheblichen Härten für das Unternehmen verbunden wäre und 
der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet wird – z. B. bei 
Zahlungsschwierigkeiten, die nicht nur vorübergehend sind.

4.  Teilweise Erhöhungen des Kurzarbeitergeldes

Die Bundesregierung erleichtert den Zugang zum Kurzarbeitergeld 
rückwirkend zum 1.3.2020. Danach wird mit dem „Sozialschutzpaket 

II“ eine befristete Erhöhung des Kurzarbeitergeldes, das u. a. von der 
Dauer der Kurzarbeit abhängig ist, eingeführt.

Bisher zahlt die Bundesagentur für Arbeit bei Kurzarbeit 60 % und 
für Eltern 67 % des Lohnausfalls. Nunmehr soll ab dem 4. Monat des 
Bezugs das Kurzarbeitergeld für kinderlose Beschäftigte, die derzeit 
um mindestens 50 % weniger arbeiten, auf 70 % und ab dem 
7. Monat auf 80 %  des Lohnausfalls erhöht werden. Beschäftigte 
mit Kindern erhalten ab dem 4. Monat des Bezugs 77 % und ab dem 
7. Monat des Bezugs 87 %. Diese Erhöhungen gelten nach derzeiti-
gen Festlegungen längstens bis 31.12.2020.

Eine weitere Regelung sieht vor, dass für Arbeitnehmer in Kurzar-
beit ab dem 1.5.2020 bis zum 31.12.2020 die bereits bestehenden 
Hinzuverdienstmöglichkeiten mit einer Hinzuverdienstgrenze bis 
zur vollen Höhe des bisherigen Monatseinkommens für alle Berufe 
geöffnet werden. Hier sind u. U. auch arbeitsrechtliche Vorausset-
zungen zu überprüfen. Des Weiteren wird das Arbeitslosengeld für 
diejenigen um drei Monate verlängert, deren Anspruch zwischen 
dem 1.5.2020 und dem 31.12.2020 enden würde.

5. Steuerbefreiung für Zuschüsse zum Kurzar-
beitergeld und Saison-Kurzarbeitergeld

Viele Arbeitgeber stocken das Kurzarbeitergeld ihrer Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter auf; manche auf der Grundlage eines Tarifver-
trags, andere freiwillig. Zuschüsse des Arbeitgebers zum Kurzarbei-
tergeld sind nach geltender Rechtslage steuerpfl ichtiger Arbeitslohn. 
Im Sozialversicherungsrecht rechnen die Zuschüsse bis zu 80 % des 
letzten Nettogehalts nicht zum Arbeitsentgelt und sind daher bei-
tragsfrei. Zur Vermeidung von sozialen Härten soll eine Aufstockung 
des Kurzarbeitergeldes durch den Arbeitgeber vorübergehend steu-
erfrei gestellt werden.

Entsprechend der sozialversicherungsrechtlichen Behandlung 
werden Zuschüsse des Arbeitgebers zum Kurzarbeitergeld und 
zum Saison-Kurzarbeitergeld bis 80 % des Unterschiedsbetrages 
zwischen dem Soll-Entgelt und dem Ist-Entgelt steuerfrei ge-
stellt. Mit der Steuerbefreiung wird die vielfach in Tarifverträgen 
vereinbarte, aber auch auf Grund der Corona-Krise freiwillige Auf-
stockung des Kurzarbeitergeldes durch den Arbeitgeber gefördert.

Die Steuerbefreiung ist auf Zuschüsse begrenzt, die für Lohnzah-
lungszeiträume, die nach dem 29.2.2020 beginnen und vor dem 
1.1.2021 enden, geleistet werden. Der bis zum Inkrafttreten der 
Gesetzesänderung vorgenommene Lohnsteuerabzug, bei dem von 
einer Steuerpfl icht entsprechender Zuschüsse auszugehen war, ist 
vom Arbeitgeber grundsätzlich zu korrigieren. Kann der Arbeitgeber 
den Lohnsteuerabzug nicht mehr korrigieren, weil das Dienstverhält-
nis zwischenzeitlich beendet worden ist, erfolgt eine Korrektur im 
Rahmen der Veranlagung zur Einkommensteuer. 

6  Gesetz zur Abmilderung der Folgen 
der Corona-Pandemie

Mit dem Gesetz zur Abmilderung der Folgen der Corona-Pandemie 
hat die Bundesregierung für Unternehmer und Verbraucher auch 
wirtschaftliche Unterstützungsmaßnahmen verabschiedet. 

Leistungsaufschub: Verbrauchern und Kleinstunternehmen, die 
wegen der Corona-Pandemie ihre vertraglich geschuldeten Geld- 
und andere Leistungen nicht erbringen können, räumt das Gesetz 
bis zum 30.6.2020 ein Leistungsverweigerungsrecht (Leistungsauf-
schub) auf Dauerschuldverhältnisse ein. Dieser gilt z. B. für Leistun-



gen der Grundversorgung (Strom, Gas, Telekommunikation, soweit 
zivilrechtlich geregelt auch Wasser). Diese Regelung gilt nicht für 
Miet- und Pachtverhältnisse.

Mieter: Vermieter dürfen das Miet- oder Pachtverhältnis für Wohn- 
oder Gewerberaum wegen Mietschulden aus dem Zeitraum vom 
1.4.2020 bis 30.6.2020 nicht kündigen, sofern die Mietschulden auf 
den Auswirkungen der Corona-Pandemie beruhen. Die Verpfl ichtung 
der Mieter zur Zahlung der Miete bleibt im Grundsatz bestehen.

Verbraucherdarlehen: Mit dem o. g. Gesetz werden eine gesetzliche 
Stundungsregelung und eine Vertragsanpassung nach Ablauf der 
Stundungsfrist eingeführt. Flankiert wird dies von einem gesetzli-
chen Kündigungsschutz. 

Insolvenzrecht: Die Insolvenzantragspfl icht, die Zahlungsverbote 
und das Recht der Gläubiger, die Eröffnung von Insolvenzverfahren 
zu beantragen, werden – unter weiteren Voraussetzungen – bis zum 
30.9.2020 ausgesetzt, es sei denn die Insolvenz beruht nicht auf den 
Auswirkungen der Corona-Pandemie.

Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Woh-
nungseigentumsrecht: Damit betroffene Unternehmen erforderliche 
Beschlüsse fassen können, um handlungsfähig zu bleiben, wurden 
vorübergehend substantielle Erleichterungen für die Durchführung 
von Hauptversammlungen geschaffen.

7.  Behandlung von Minijobbern 
in der Corona-Krise

Von den Auswirkungen durch das Corona-Virus sind auch Minijob-
ber und deren Arbeitgeber betroffen. Für sie gelten teilweise ande-
re Regelungen wie für sozialversicherungspfl ichtige Arbeitnehmer. 
Grundsätzlich gilt:

Lohnfortzahlung im Krankheitsfall: Ist der Arbeitnehmer nach-
weislich an dem Corona-Virus erkrankt und dadurch arbeitsunfähig, 
müssen Arbeitgeber den regelmäßigen Verdienst für den Zeitraum 
von bis zu 6 Wochen weiter zahlen. Nimmt der Arbeitgeber am U1-
Umlageverfahren teil, kann er eine Erstattung im Krankheitsfall des 
Minijobbers geltend machen. 

Ist ein Minijobber nicht selbst erkrankt, jedoch aber unter Quaran-
täne gestellt, fi nden die Regelungen des Infektionsschutzgesetzes 
Anwendung. Auch hier muss der Arbeitgeber zunächst für den Mini-
jobber den Verdienst für 6 Wochen weiter bezahlen. Er kann jedoch 
die Erstattung der Kosten bei der zuständigen Gesundheitsbehörde 
des Bundeslandes beantragen.

Überschreiten der Minijob-Grenze von 450 € im Monat: Über-
schreitet der Jahresverdienst eines Minijobbers 5.400 €, liegt nicht 
automatisch eine sozialversicherungspfl ichtige Beschäftigung vor. 
Ein Minijob bleibt auch dann bestehen, sofern die Verdienstgrenze 
gelegentlich (nicht mehr als 3 Kalendermonate innerhalb eines Zeit-
jahres) und die Entgeltgrenze nicht vorhersehbar (nicht im Voraus 
vereinbart) überschritten werden. Grundsätzlich spielt hier die Höhe 
des Verdienstes keine Rolle. Aufgrund einer Verlautbarung der Spit-
zenorganisation der Sozialversicherung vom 30.3.2020 kann ein ge-
legentliches Überschreiten der Verdienstgrenze bei 450-€-Minijobs 
für die Monate März bis Oktober 2020 bis zu 5-mal innerhalb eines 
Zeitjahres erfolgen.

Kurzarbeitergeld: Kurzarbeitergeld wird nur für Arbeitnehmer, die 
versicherungspfl ichtig in der Arbeitslosenversicherung sind, ge-
währt. Minijobber erhalten kein Kurzarbeitergeld, weil sie arbeitslo-
senversicherungsfrei sind.

Bei Arbeitnehmern, die in ihrer Hauptbeschäftigung in Kurzarbeit 
gegangen sind und jetzt bei einer anderen Firma einen Minijob neu 
aufnehmen, wird der Verdienst aus dem neuen Minijob auf das Kurz-
arbeitergeld angerechnet und dieses entsprechend gekürzt. Wird ein 
schon vor Beginn der Kurzarbeit in der Hauptbeschäftigung beste-
hender Minijob fortgesetzt, wird die  Berechnungsgrundlage für das 
Kurzarbeitergeld nicht um den Verdienst aus dem Minijob gekürzt.

Ausnahme: Wird ein Minijob in einem systemrelevanten Bereich 
(Gesundheitswesen, Apotheke, Landwirtschaft) während der Kurz-
arbeit aufgenommen, wird der Verdienst nicht auf das Kurzarbeiter-
geld angerechnet, wenn der aus der Hauptbeschäftigung gezahlte 
Verdienst zusammen mit dem Kurzarbeitergeld und dem Verdienst 
aus dem Minijob das normale Bruttoeinkommen nicht übersteigt. 

Regelungen in der Sozialversicherung: Werden Zahlungsschwie-
rigkeiten durch ein sog. unabwendbares Ereignis verursacht, zeigen 
sich die Einzugsstellen kulant und verzichten auf die üblichen Ge-
bühren für verspätete Beitragszahlungen wie z. B. Stundungszinsen. 
Säumniszuschläge bzw. Mahngebühren werden auf Antrag erlassen.

Betriebsschließung: Auch im Falle einer Betriebsschließung wegen 
des Corona-Virus bleibt für Minijobber weiterhin ein Anspruch auf 
Zahlung seines Verdienstes bestehen.

8.  Ausweitung der Arbeitszeitgrenzen für 
kurzfristige Minijobs in der Corona-Krise

Nachdem es aufgrund der Corona-Pandemie im Bereich der Saison-
arbeit, insbesondere in der Landwirtschaft, zu fehlenden Arbeits-
kräften kommen wird, wurde die Zeitgrenze für kurzfristige Minijobs 
auf fünf Monate oder 115 Arbeitstage ausgedehnt. Die Anhebung 
soll für den Zeitraum vom 1.3.2020 bis 31.10.2020 gelten.

9.  Corona-Krise: Pauschaler Verlustrücktrag 
für betroffene Unternehmen möglich

Mit der Möglichkeit von der Corona-Krise betroffener Steuerpfl ich-
tiger mit Gewinn- und Vermietungseinkünften einen „pauschalen 
Verlustrücktrag“ in Anspruch zu nehmen, will das Bundesfi nanz-
ministerium (BMF) für kleine Unternehmen und Selbstständige im 
Handel, in der Kultur und im Gastronomiebereich notwendige Liqui-
dität schaffen. So können sie neben den bereits für 2020 geleisteten 
Vorauszahlungen auch eine Erstattung von für 2019 gezahlte Beträ-
ge bei ihrem Finanzamt beantragen, und zwar auf Grundlage eines 
pauschal ermittelten Verlustes für das aktuelle Jahr 2020. Von einer 
Betroffenheit wird regelmäßig ausgegangen, wenn die Vorauszah-
lungen für 2020 bereits auf 0 € herabgesetzt wurden.

Der pauschal ermittelte Verlustrücktrag aus 2020 beträgt 15 % der 
maßgeblichen Einkünfte, die der Festsetzung der Vorauszahlungen 
für 2019 zugrunde gelegt wurden (max. 1 Million € bzw. 2 Millio-
nen € bei Zusammenveranlagung). Auf dieser Grundlage werden die 
Vorauszahlungen für 2019 neu berechnet. Eine Überzahlung wird 
erstattet. Macht das Unternehmen wider Erwarten im Jahr 2020 
doch Gewinn, muss die Finanzspritze wieder zurückgezahlt werden. 

Beispiel des BMF (stark vereinfacht): A erzielt Einkünfte aus Gewer-
bebetrieb und hat die für das Jahr 2019 festgesetzten Vorauszahlun-
gen zur Einkommensteuer von 24.000 € entrichtet. Der Vorauszah-
lungsfestsetzung für 2019 lag ein erwarteter Gewinn von 80.000 € 
zugrunde. Für das Jahr 2020 wurden Vorauszahlungen von 6.000 € 
je Quartal festgesetzt. Die Zahlung für das I. Quartal 2020 hat A zum 
gesetzlichen Fälligkeitstermin (10.3.2020) geleistet.



Basiszinssatz: Seit 1.7.2016 = -0,88 %; 1.1.2015 – 30.6.2016 = -0,83 %; 1.7.2014 – 31.12.2014 = -0,73 %.    
(§ 247 Abs. 1 BGB)  Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de und dort unter „Basiszinssatz“.

Verzugszinssatz: Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB) Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: 
  abgeschlossen bis 28.7.2014: Basiszinssatz + 8-%-Punkte 
  abgeschlossen ab 29.7.2014: Basiszinssatz + 9-%-Punkte
    zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex: März = 105,7, Februar = 105,6, Januar = 105,2, Dezember 2019 = 105,8, 
(2015 = 100) Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Zahlen und Fakten - Konjunkturindikatoren 
  

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, 
werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

Aufgrund der Corona-Krise bricht der Umsatz des Gewerbebetriebs 
erheblich ein. Die Fixkosten laufen aber unverändert weiter. A bean-
tragt unter Darlegung der vorgenannten Umstände beim Finanzamt 
eine Herabsetzung seiner Vorauszahlungen für 2020 auf 0 €. Das Fi-
nanzamt setzt die Vorauszahlungen zur Einkommensteuer 2020 he-
rab und erstattet die bereits geleistete Vorauszahlung von 6.000 €.

Zusätzlich beantragt A auch die nachträgliche Herabsetzung der Vo-
rauszahlungen für 2019 im Pauschalverfahren. Er versichert, dass er 
für 2020 aufgrund der Corona-Krise eine nicht unerhebliche negati-
ve Summe der Einkünfte erwartet. Das Finanzamt setzt die Voraus-
zahlungen für 2019 auf der Grundlage eines pauschal ermittelten 
Verlustrücktrags von 12.000 € (15 % von 80.000 €) herab. Die sich 
dadurch ergebende Überzahlung wird erstattet.

10.  MwSt-Satz für Speisen in Gaststätten 
auf 7 % gesenkt

Mit Schreiben vom 23.4.2020 teilt das Bundesfi nanzministerium 
mit, dass es auch für die Gastronomie Liquiditätshilfe schaffen will. 
Dafür hat der Koalitionsausschuss bereits am 22.4.2020 beschlossen 
die MwSt für Speisen, die im Restaurant verzehrt werden, auf 7 % 
(vorher 19 %) zu reduzieren.  

Der reduzierte MwSt-Satz galt vorher schon für Speisen, die die 
Gäste mitnehmen oder über einen Lieferdienst nach Hause gebracht 
bekamen. Diese Regelung gilt zunächst befristet vom 1.7.2020 bis 
einschließlich 30.6.2021.

Von der Reduzierung des MwSt-Satzes sind Getränke ausge-
schlossen. Daher werden z. B. Diskotheken, Bars, Clubs etc., die keine 
Speisen anbieten, von dem reduzierten MwSt-Satz nicht profi tieren.

11.  Lohnersatz wegen Schul- und 
Kitaschließung 

Durch die Schul- und Kitaschließungen wegen des Corona-Virus 
sind auch Eltern mit kleinen Kindern vor besondere Herausforderun-
gen gestellt. Dafür hat die Bundesregierung ein Maßnahmenpaket 
zusammengestellt, das diese Bürger gegen übermäßige Einkommen-
seinbußen absichern soll. 

Eltern erhalten eine Entschädigung von 67 % des monatlichen Net-
toeinkommens (maximal 2.016 €) für bis zu sechs Wochen. Voraus-
setzung dafür ist,
 » dass die erwerbstätigen Eltern Kinder unter 12 Jahren zu betreu-

en haben, weil eine Betreuung anderweitig nicht möglich ist,
 » dass Gleitzeit- bzw. Überstundenguthaben ausgeschöpft sind.

Die Auszahlung übernimmt der Arbeitgeber, der bei der zuständigen 
Landesbehörde einen Erstattungsantrag stellen kann.

12.  Aufwendungen für ein häusliches Arbeits-
zimmer während des Home-Offi ces

In Zeiten der Corona-Krise können Arbeitgeber ihre Arbeitnehmer 
anweisen, von zuhause aus zu arbeiten. Dafür ist normalerweise ein 
Arbeitszimmer nötig, wofür der Arbeitgeber i. d. R. auch die daraus 
entstehenden Kosten trägt.

Ist dies nicht der Fall, können entsprechende Aufwendungen für 
die Nutzung des „privaten“ Büros zuhause aufgrund von Corona-
bedingten Vorsichtsmaßnahmen – unter weiteren Voraussetzungen 
– steuerlich als „häusliches Arbeitszimmer“ bis zu einer Höhe von 
1.250 € im Jahr als Werbungskosten oder Betriebsausgaben geltend 
gemacht werden. Dieser Betrag kann auch zum Tragen kommen, 
wenn das Arbeitszimmer nicht das ganze Jahr genutzt wird. 

Eine Voraussetzung ist, dass dem Steuerpfl ichtigen für seine beruf-
liche Tätigkeit kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht, was in 
Corona-Zeiten der Fall sein dürfte.
  
Bildet das häusliche Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten 
betrieblichen oder berufl ichen Tätigkeit, kommt auch ein unbe-
schränkter Abzug der Aufwendungen in Frage. Die Voraussetzungen 
sind dann jedoch zeitanteilig zu prüfen. Sind die Aufwendungen hö-
her als 1.250 €, können sie nur berücksichtigt werden, soweit sie auf 
den Zeitraum entfallen, in dem man zu Hause arbeitet.

Folgende Aufwendungen können (anteilig nach Fläche) in Ansatz 
gebracht werden: Kaltmiete oder Gebäude-Abschreibung, Wasser, 
Nebenkosten, Müllabfuhr, Verwaltungskosten, Grundsteuer, Versi-
cherungen, Schornsteinfeger, Heizung, Reinigung, Strom, Renovie-
rung, Schuldzinsen.

Bitte beachten Sie: Eine „Arbeitsecke“ im Wohn- oder Schlafbereich 
gilt nicht als „häusliches Arbeitszimmer“. Ein Arbeitszimmer ist ein 
Raum, der nach seiner Funktion und Ausstattung vorwiegend der 
Erledigung gedanklicher, schriftlicher, verwaltungstechnischer oder 
organisatorischer Arbeiten dient. Er muss auch ausschließlich oder 
nahezu (zu 90 %) ausschließlich zu betrieblichen oder berufl ichen 
Zwecken genutzt werden.

Die Höchstbetragsgrenze von 1.250 € im Jahr ist personenbezogen 
anzuwenden, sodass im Falle der Nutzung durch eine weitere Person, 
z. B. des Ehepartners, jeder von ihnen seine Aufwendungen hierfür 
bis zu dieser Obergrenze steuerlich geltend machen kann.

Aufwendungen für Arbeitsmittel, wie z. B. Schreibtisch, Bücherregal 
und PC/Laptop, die der Steuerpfl ichtige selbst getragen hat, sind bei 
betrieblicher/berufl icher Veranlassung als Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten zu berücksichtigen, auch wenn das Büro nicht als 
häusliches Arbeitszimmer steuerlich anerkannt wird. Luxusgegen-
stände wie z. B. Kunstgegenstände, die vorrangig der Ausschmü-
ckung des Arbeitszimmers dienen, gehören jedoch nicht zu den ab-
ziehbaren Aufwendungen.


